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Mitteilung des Vorstands der Bremischen Bürgerschaft 

Antrag des Beirats Osterholz zur Beratung seitens der 
Stadtbürgerschaft gemäß § 11 Absatz 4 des Ortsgesetzes über Beiräte 
und Ortsämter 

Der Beirat Osterholz hat mit Beschluss vom 7. März 2024 die Beratung in 
der Stadtbürgerschaft zum Sachverhalt „Mittel der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit“ beantragt. 

Hintergrund ist ein Konflikt über den Mittelverteilungsvorschlag für die 
Offene Kinder- und Jugendarbeit für das Haushaltsjahr 2024 in den 
Beiräten. 

Mit Schreiben vom 27. Dezember 2023 setzte das Amt für Soziale Dienste 
das zuvor im Beirat diskutierte Budget für die Offene Kinder- und 
Jugendarbeit in Kraft. Das Budget sah dabei mit Ausnahme eines 
Inflationsausgleichs keine Steigerung der Haushaltsansätze gegenüber 
dem Vorjahr vor. Der Beirat lehnte durch Beschluss vom 29. Januar 2024 
die Mittelverteilung ab. Er forderte stattdessen ein neues, tragfähiges 
Konzept, das für die jeweiligen Einrichtungsträger zuverlässig sei. Zudem 
forderte er, den Sachverhalt der zuständigen städtischen Deputation für 
Soziales, Jugend und Integration vorzulegen. 

Die Deputation lehnte in ihrer Sitzung am 8. Februar 2024 eine 
Aufstockung der Mittel ab. Daraufhin beantragte der Beirat in seiner 
Sitzung am 19. Februar eine Beratung der Thematik in der 
Stadtbürgerschaft. 

Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 2. April 2024 beschlossen, den 
Vorgang auf die Tagesordnung der Stadtbürgerschaft zu setzen. 

Die Stadtbürgerschaft nimmt Kenntnis. 

Antje Grotheer 
Präsidentin 

Anlage: Anlage zum Beiratsantrag Osterholz 











 

 

Einstimmiger Beschluss Nr. 16-2024 (21. Legislaturperiode) des  
Beirates Osterholz 
 

Ablehnung der OKJA-Mittel und Forderung nach  

tragfähigem Konzept für Osterholz 

 

Der Beirat Osterholz beschließt: 

 

Der Beirat Osterholz 

 

 lehnt den vom Amt für Soziale Dienste (AfSD) vorgelegten Mittelverteilungsvorschlag 

für die Offene Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) des Haushaltsjahres 2024 für den 

Stadtteil Osterholz ab. 

 fordert eine Finanzierung der im OKJA-Budget genannten Einrichtungen in Osterholz, 

die den Erhalt der bisherigen Angebote und Beschäftigungsvolumen in der haushalts-

losen Zeit sichert.  

 fordert ein neues, tragfähiges und für die jeweiligen Träger zuverlässiges Finanzie-

rungs-Konzept für die OKJA-Mittel in Osterholz  

 fordert das AfSD als zuständige Stelle gemäß §11 Abs. 1 des Ortsgesetzes über Bei-

räte und Ortsämter auf, den Beschluss des Beirates dem zuständigen Parlamentsaus-

schuss vorzulegen und bittet den Ausschuss (Sozialdeputation), den Sachverhalt zeit-

nah zu erörtern und zu beschließen. 

 

Begründung: 

Das vom AfSD in Kraft gesetzte OKJA-Budget 2024 für den Stadtteil Osterholz bedeutet eine 

erhebliche faktische Kürzung. Das Einfrieren des Budgets auf den Anschlag 2023 beinhaltet 

beispielsweise weder die Mittel für stark gestiegenen Energiekosten, noch werden Tarifsteige-

rungen für Beschäftigte berücksichtigt. Dies bedeutet, dass Einrichtungen ihr Angebot redu-

zieren müssen und Honorarkräfte nicht weiter beschäftigt werden können. Der Kinderbauern-

hof wird beispielsweise nur noch vier Tage in der Woche öffnen können. In einem Stadtteil mit 

vielen Kindern und Jugendlichen, die aus schwierigen sozioökonomischen Verhältnissen kom-

men, dürfen Kürzungen kein Ansatz zur Bewältigung von Teilhabe sein.  

 

 

Bremen, 29.01.2024 

 

 

gez.  Kemp                        gez. Krauskopf                     gez. Dillmann      
(SPD-Fraktion)                   (CDU-Fraktion)                      (GRÜNE-Fraktion)                 
 
 
 
 
gez. Last    gez. Wagner 
(LINKE- Fraktion)    (FDP) 
 

 



 

 

Einstimmiger Beschluss Nr. 18-2024 (21. Legislaturperiode) des  
Beirates Osterholz 
 

Beantragung einer Beratung in der Stadtbürgerschaft nach §11 Abs. 4 des Orts- 

gesetzes über Beiräte und Ortsämter (BeirOG) zum Sachverhalt der Mittelver- 

teilung für die Offene Kinder- und Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen 

 

Der Beirat Osterholz beschließt: 

 

Die Sozialdeputation hat in ihrer Sitzung am 08.02.2024 den Antrag des Beirates Osterholz 

hinsichtlich einer verbesserten finanziellen Ausstattung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 

abgelehnt. Der Beirat Osterholz beantragt daher nun gemäß §11 Abs. 4 des Ortsgesetzes 

über Beiräte und Ortsämter (BeirOG) zum Sachverhalt eine Beratung in der Stadtbürgerschaft. 

 

Begründung: 

Die Notwendigkeit, eine auskömmliche Finanzierungsgrundlage für die Offene Kinder- und Ju- 

gendarbeit zu schaffen, bleibt aus Sicht des Beirates Osterholz trotz des im Rahmen der 

Haushaltsberatungen angekündigten 7%-tigen Inflationsausgleichs auf alle Stadtteilbudgets 

dennoch bestehen. 

Bremen, 19.02.2024 

 

 

gez.  Kemp                        gez. Krauskopf                     gez. Dillmann      
(SPD-Fraktion)                   (CDU-Fraktion)                      (GRÜNE-Fraktion)                 
 
 
 
 
gez. Last    gez. Wagner 
(LINKE- Fraktion)    (FDP) 
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